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Einleitung

In diesem Papier werden die wesentlichen Bestim-
mungen zum formellen Baurecht, d.h. die gesetzli-
chen Normen, welche den Baubewilligungsprozess 
regeln, zusammengetragen. 

Sinn und Zweck dieses Nachschlagewerks ist es, 
Gesuchstellenden und Milizbehörden die Suche 
nach den massgebenden Verfahrensbestimmungen 
zu erleichtern und ihnen gleichzeitig eine Übersicht 
zu verschaffen, welche Schritte die Behörde zur Prü-
fung ihrer Eingabe vornehmen und welche Schritte 
legitimierte Nachbarn und Umweltorganisationen 
bei allfälliger Beanstandung ihrer Vorhaben zu 
befolgen haben.

Zentraler Bestandteil dieser Zusammenstellung 
bilden das Raumplanungsgesetz für den Kanton 
Graubünden (KRG) vom 6. Dezember 2004 und 
die Raumplanungsverordnung für den Kanton 
Graubünden (KRVO) vom 24. Mai 2005, beide am  
1. November 2005 in Kraft getreten. Die kommuna-
len Bestimmungen können infolge der lokalen Auto-
nomie sehr unterschiedlich sein. Stellvertretend für 
die zahlreichen kommunalen Varianten wird hier die 
von der Bündner Vereinigung für Raumentwicklung 
(BVR) empfohlene Fassung aus dem Musterbauge-
setz für Bündner Gemeinden (MBauG 2020) vom 
13. November 2020 angewendet. 

Für Erklärungen und Kommentare zum Baubewilli-
gungsverfahren (BBV) kann die Kursdokumentation 
„Grundkenntnisse im Baubewilligungsverfahren 
nach neuem KRG/KRVO“ der BVR nachgeschlagen 
werden. 

Diese Sammlung berücksichtigt sowohl das kom-
munale Baubewilligungsverfahren wie auch das 
Bewilligungsverfahren für Bauten ausserhalb der 
Bauzone (BAB). Der genaue Wortlaut der jeweiligen 
Bestimmungen wird bis auf wenige Ausnahmen 
wiedergegeben. 

Es werden nur die im jeweiligen Kontext als wichtig 
erachtete Absätze berücksichtigt. 

Abteilung Nutzungsplanung / Ru
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Zuständigkeiten in der Gemeinde, 
Behördenorganisation

Art. 5	Musterbaugesetz für Bündner  
Gemeinden (MBauG) Baubehörde

1	 Baubehörde ist der Gemeindevorstand. Sie sorgt 
für eine fachlich kompetente, wirksame, zeitge-
rechte und koordinierte Erfüllung ihrer Aufgaben.

2	 Sie setzt hierfür Fachleute und geeignete tech-
nische Hilfsmittel ein und sorgt für eine konti-
nuierliche Weiterbildung der mit Bauaufgaben 
betrauten Gemeindemitarbeitenden.

Art. 6	MBauG Planungskommission

1	 Der Gemeindevorstand kann für Planungsauf-
gaben eine Planungskommission einsetzen und 
deren Aufgaben und Organisation bestimmen.

Art. 7	MBauG Baukommission

1	 Die Baukommission besteht aus […] Mitglie-
dern. Das mit dem Bauwesen betraute Mitglied 
des Gemeindevorstandes gehört ihr von Amtes 
wegen an. Die übrigen Mitglieder werden von 
der Gemeindeversammlung [vom Gemeindevor-
stand] für eine Amtsdauer von [x] Jahren gewählt. 
Die Baukommission konstituiert sich selbst. Sie ist 
beschlussfähig, wenn […] Mitglieder anwesend 
sind.

2	 Die Baukommission bereitet Baugeschäfte für 
die Baubehörde vor, trifft Entscheide im Rah-
men ihrer Befugnisse oder stellt der Baubehörde 
Antrag.

Grundsatz

 
Art. 85	 KRG

1	 Das Bauwesen ist Sache der Gemeinden, soweit 
dieses Gesetz oder die Spezialgesetzgebung 
nichts Anderes bestimmen.

2	 Zuständige Behörde für Verfügungen und Ent-
scheide der Gemeinden ist der Gemeindevor-
stand, soweit dieses Gesetz, die Spezialgesetzge-
bung oder das Gemeinderecht nicht eine andere 
kommunale Behörde bestimmen (kommunale 
Baubehörde).

3	 Die Gemeinden organisieren das Bauwesen so, 
dass ein fachlich kompetenter, wirksamer, zeitge-
rechter und koordinierter Vollzug gewährleistet 
ist.

4	 Die Gemeinden streben eine überkommunale 
Zusammenarbeit an, insbesondere durch Bildung 
gemeinsamer Bauämter sowie durch Bezeichnung 
gemeinsamer Fachleute oder Fachgremien mit 
Beratungsfunktion in Baugestaltungsfragen und 
weiteren Fragen des Bau-, Umwelt- und Ener-
gierechts.

1.	 Zuständigkeiten
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Art. 8	MBauG Bauamt

1	 Die Gemeinde betreibt ein Bauamt mit Fachleu-
ten und geeigneter technischer Infrastruktur.

2	 Das Bauamt ist für die sach- und fristgerechte 
Erfüllung aller ihm übertragenen Bau- und Pla-
nungsaufgaben verantwortlich. Die Baubehörde 
regelt diese in einem Pflichtenheft. Aufgaben, die 
nicht in eigener Kompetenz bearbeitet werden 
können, sind externen Fachleuten zu übertragen. 

Art. 9	MBauG Fachberatung

1	 Die Baubehörde, die Baukommission und die Pla-
nungskommission können externe Fachleute zur 
unabhängigen und vertieften Beurteilung und 
Bearbeitung von rechtlichen, technischen, ener-
getischen oder gestalterischen Fragen beiziehen.

Kantonale Zuständigkeiten 
ausserhalb der Bauzone

Art. 25	 Bundesgesetz über die Raumplanung 	
	 (RPG) Kantonale Zuständigkeiten

2	 Die zuständige kantonale Behörde entscheidet 
bei allen Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen, 
ob sie zonenkonform sind oder ob für sie eine 
Ausnahmebewilligung erteilt werden kann.

Art. 87	 KRG BAB-Bewilligung. BAB-Behörde 

2	 Zuständig für Entscheide über Bauvorhaben 
ausserhalb der Bauzonen ist das Departement 
(BAB-Behörde). (..)

Die BAB-Behörde ist das Amt für Raumentwicklung 
Graubünden (ARE-GR).

Verantwortlichkeit

Art. 93	 KRG Verantwortlichkeit, Haftung

1	 Für die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, 
die Übereinstimmung der ausgeführten Bauten 
und Anlagen mit den bewilligten Plänen und dem 
Baugespann sowie für die Einhaltung von Neben-
bestimmungen sind Bauherrschaften, Eigentü-
merinnen und Eigentümer, sonstige Berechtigte 
sowie die mit der Projektierung und Ausführung 
von Bauvorhaben beauftragten Personen ver-
antwortlich.

2	 Kanton und Gemeinden übernehmen durch die 
Bewilligung und Kontrolle von Bauten und Anla-
gen keine Haftung für Konstruktion, Festigkeit, 
Materialeignung und Sicherheit der ausgeführten 
Bauten und Anlagen.
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Grundsatz

 
Art. 86	 KRG Baubewilligung

1	 Bauten und Anlagen (Bauvorhaben) dürfen nur 
mit schriftlicher Baubewilligung der kommunalen 
Baubehörde errichtet, geändert, abgebrochen 
oder in ihrem Zweck geändert werden. Der Bau-
bewilligungspflicht unterliegen auch Zweckände-
rungen von Grundstücken, sofern erhebliche Aus-
wirkungen auf die Nutzungsordnung zu erwarten 
sind.

BAB-Bewilligungspflicht ausserhalb 
der Bauzone

Art. 87	 KRG BAB-Bewilligung, BAB-Behörde

1	 Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen 
(BAB) erfordern neben der Baubewilligung eine 
kantonale Bewilligung (BAB-Bewilligung).

Nicht baubewilligungspflichtige 
Bauvorhaben

Art. 40	 KRVO Nicht baubewilligungspflichtige 	
	 Bauvorhaben

1	 Sofern die Vorschriften des materiellen Rechts 
eingehalten werden, bedürfen folgende Bauvor-
haben keiner Baubewilligung:

1.	 Reparatur- und Unterhaltsarbeiten an bestim-
mungsgemäss nutzbaren Bauten und Anlagen, 
sofern sie nur der Werterhaltung dienen und 
die Baute und Anlage dadurch keine Änderung 
oder Zweckänderung erfährt;

2.	 Geringfügige Änderungen im Innern von Bau-
ten und Anlagen mit Ausnahme von Änderun-
gen der Nutzfläche oder der Anzahl Räume, 
ausgenommen ausserhalb der Bauzonen;

3.	 Zweckänderungen ohne erhebliche Auswirkun-
gen auf die Nutzungsordnung, ausgenommen 
ausserhalb der Bauzonen;

4.	 Neueindeckung von Dächern mit gleichem 
oder ähnlichem Dachmaterial 

5.	 Gebäude mit einem Volumen bis zu 5 m³ (Klein-
bauten) sowie Fahrradunterstände mit einer 
Grundfläche bis zu 4.0 m²;

6.	 Bauten und Anlagen, die nicht für länger als 
sechs Monate pro Jahr aufgestellt oder errich-
tet werden, wie:

	| Verpflegungs- und Verkaufsstätten;

	| Service-Stationen für Sport- und Freizeit-
geräte;

2.	 Baubewilligungspflicht
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	| Stände, Hütten, Buden, Zelte für Feste, 
Vorführungen, Ausstellungen und sons-
tige Anlässe;

	| Kinderspielplätze;

	| Kleinskilifte, Skiförderbänder, Natureis-
bahnen;

	| Einrichtungen für Rennstrecken und 
Trendsportarten;

	| Strassenreklamen;

	| unbeleuchtete Reklamen an touristischen 
Einrichtungen mit einer Fläche bis zu 5 m²;

7.	 Iglus, Tipizelte und dergleichen für Übernach-
tungen in Skigebieten während der Wintersai-
son oder bei Bauernhöfen von Mai bis Oktober, 
sofern keine festen sanitären Einrichtungen 
erstellt werden;

8.	 Anlagen der Gartenraumgestaltung wie Fuss-
wege, Gartenplätze, Storen, Treppen, Feuer-
stellen, Biotope, Pflanzentröge, Kunstobjekte, 
Fahnenstangen, ausgenommen ausserhalb der 
Bauzonen;

9.	 Reklameeinrichtungen wie Firmentafeln, 
Schaukästen, Leuchtreklamen und Hinweis-
tafeln mit einer Fläche bis zu 1.5 m²;

10.	Satellitenempfangsanlagen für Radio und Fern-
sehen mit einer Fläche bis zu 1.5 m²;

11.	Schilder und Tafeln wie Verkehrssignale, Stras-
sentafeln, Wanderwegmarkierungen, Vermes-
sungszeichen;

12.	unbeleuchtete Zeichen wie Kreuze bis 3.0 m 
Höhe, Kunstobjekte;

13.	Technische Einrichtungen wie Strassenbe-
leuchtungsanlagen, Schaltkästen, Hydranten, 
Messeinrichtungen, Pfähle, Stangen, Bänke;

14.	Sicherheitsvorrichtungen wie:

	| Schneefangnetze entlang von Verkehrs-
wegen;

	| Sicherheitszäune, Netze, Absperrungen, 
Polsterungen und dergleichen für Sport- 
und Freizeitanlagen;

	| Sicherheitsgeländer;

15.	Erschliessungsanlagen, soweit sie im Rahmen 
einer Planung mit der Genauigkeit eines Bau-
gesuchs profiliert und festgelegt worden sind;

16.	nach dem Stand der Technik reflexionsarme 
Solaranlagen an Fassaden mit einer Absorber-
fläche bis maximal 6.0 m² pro Fassade inner-
halb der Bauzonen und bis maximal 2.0 m² 
ausserhalb der Bauzonen;

17.	Terrainveränderungen bis zu 1.0 m Höhe oder 
Tiefe und einer veränderten Kubatur von 100 
m³;

18.	Einfriedungen bis zu 1.0 m Höhe sowie Stütz- 
und Futtermauern bis zu 1.0 m Höhe, ausge-
nommen ausserhalb der Bauzonen;

19.	bewegliche Weidezäune während der Weide-
zeit; 
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20.	Fundamentfreie Unterstände und dergleichen 
bis 25 m² Grundfläche für Nutztiere, funda-
mentfreie Plastiktunnels und Melkstände 
sowie ähnliche Einrichtungen der Landwirt-
schaft und des Gartenbaus wie kleine Vorrich-
tungen für den Verkauf von Produkten;

21.	Materialdepots, die nur einmal im Jahr für 
maximal vier Monate eingerichtet werden;

22.	Baustelleninstallationen, sofern sie keine 
erheblichen Immissionen verursachen, aus-
genommen Arbeiterunterkünfte und mobile 
Betonanlagen.

2	 Die Befreiung von der Baubewilligungspflicht gilt 
nicht für in Gefahrenzonen vorgesehene Bauvor-
haben, die dem Aufenthalt von Menschen und 
Tieren dienen, sowie allgemein für Bauvorhaben, 
die Gewässer, Gewässerschutzzonen und Moor-
biotope gefährden könnten.

3	 Die Befreiung von der Baubewilligungspflicht ent-
bindet nicht von der Einhaltung der Vorschriften 
des materiellen Rechts und der Einholung ande-
rer Bewilligungen. Bestehen Anzeichen dafür, 
dass durch ein bewilligungsfreies Bauvorhaben 
Vorschriften des materiellen Rechts verletzt sein 
könnten, leitet die kommunale Baubehörde von 
Amtes wegen, auf Ersuchen der Fachstelle oder 
auf Hinweis von Dritten hin das Baubewilligungs-
verfahren ein.

4	 Bauten und Anlagen gemäss Absatz 1 Ziffer 6, 
7, 19, 21 und 22 sind nach Ablauf der zulässigen 
Dauer, solche gemäss Ziffer 14 nach Gebrauch zu 
entfernen. Das beanspruchte Gelände ist in den 
ursprünglichen Zustand zurückzuversetzen. Die 
entfernten Bau- oder Anlageteile sind zu entsor-
gen oder an zulässiger Stelle zu lagern.
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Entscheid über die 
Baubewilligungspflicht

Art. 85	 MBauG Anzeigepflicht

1	 Bauvorhaben (Bauten und Anlagen einschliesslich 
Projektänderungen, Zweckänderungen, Erneu-
erungsarbeiten, Unterhaltsarbeiten, Zweckän-
derungen an Grundstücken, von denen erhebli-
che Auswirkungen auf die Nutzungsordnung zu 
erwarten sind) sind vorgängig der Projektierung 
und Ausführung ausnahmslos schriftlich der Bau-
behörde anzuzeigen.

2	 Die Baubehörde registriert das Vorhaben und die 
Bauherrschaft.

Art. 86	 MBauG Entscheid über Baubewilli-	
	 gungspflicht und die Art des Verfahrens

1	 Die Baubehörde entscheidet, ob das angezeigte 
Vorhaben unter die baubewilligungsfreien Vor-
haben gemäss Art. 40 KRVO fällt oder ob eine 
Baubewilligungspflicht besteht. Sie entscheidet 
zugunsten der Baubewilligungspflicht, wenn 
Anzeichen dafür bestehen, dass durch ein bewilli-
gungsfreies Bauvorhaben materielle Vorschriften 
oder Rechte Dritter verletzt sein könnten.

2	 Bezüglich der baubewilligungspflichtigen Vorha-
ben entscheidet die Baubehörde sodann, ob das 
ordentliche Baubewilligungsverfahren durchzu-
führen ist oder ob die Voraussetzungen für das 
vereinfachte Baubewilligungsverfahren gemäss 
Art. 50 ff. KRVO erfüllt sind. Für Vorhaben gemäss 
Art. 40 KRVO, die nach Absatz 1 einer Bewilli-
gungspflicht unterstellt werden, kommt aus-
schliesslich das vereinfachte Baubewilligungsver-
fahren gemäss Art. 50 ff. KRVO zur Anwendung.

Art. 87 	MBauG Eröffnung des Entscheides und 	
	 des Verfahrens

1	 Die Baubehörde teilt der Bauherrschaft ihre Ent-
scheide gemäss Art. 86 innert 15 Arbeitstagen 
seit der Anzeige in einer anfechtbaren Verfügung 
mit. Bei baubewilligungspflichtigen Bauvorhaben 
gibt sie gleichzeitig die abzugebende Anzahl Bau-
gesuche sowie die erforderlichen Baugesuchsun-
terlagen bekannt.

2	 Bei allen Vorhaben orientiert die Baubehörde die 
Bauherrschaft zudem über allfällig nötige Zusatz-
bewilligungsgesuche.

3	 Nach Eingang des formellen Baugesuchs führt 
die Baubehörde das festgelegte Verfahren durch, 
sorgt bei Bedarf für die Einleitung des BAB-Ver-
fahrens und stellt bei Bauvorhaben, die Zusatz-
bewilligungen erfordern, die notwendige Koor-
dination mit den zuständigen Behörden sicher.
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Vorabklärung

Art. 41	 KRVO Vorläufige Beurteilung

1	 Die kommunale Baubehörde kann vor der Ein-
reichung eines Baugesuchs um eine vorläufige 
Beurteilung wesentlicher Punkte des Bauvorha-
bens ersucht werden.

2	 Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen kann 
die Fachstelle über die Gemeinde um eine vor-
läufige Beurteilung ersucht werden.

3	 Die vorläufige Beurteilung gibt weder den Gesuch-
stellenden Anspruch auf Erteilung der Baubewilli-
gung noch bindet sie die entscheidende Behörde 
bei der Beurteilung des ordentlichen Baugesuchs 
und allfälliger Einsprachen.

Ordentliche Eingabe

Art. 92	 KRG Baubewilligungsverfahren

1	 Baugesuche, BAB-Gesuche und Gesuche für koor-
dinationsbedürftige Zusatzbewilligungen sind bei 
der Standortgemeinde einzureichen.

Art. 42	 KRVO Baugesuch, BAB-Gesuch

1	 Baugesuche und Gesuche für Bauvorhaben aus-
serhalb der Bauzonen (BAB-Gesuch) sind bei der 
Gemeinde zusammen mit den für die Beurteilung 
erforderlichen Unterlagen und Nachweisen auf 
amtlichem Formular in der von der Gemeinde 
festgelegten Anzahl Ausfertigungen einzureichen.

2	 Die Gemeinden bestimmen unter Beachtung des 
übergeordneten Rechts, welche Unterlagen und 
Nachweise dem Baugesuch beizulegen sind. Für 

grössere Bauvorhaben und insbesondere für Bau-
vorhaben an Standorten mit besonderer Bedeu-
tung für das Orts- oder Landschaftsbild kann ein 
Modell oder eine vergleichbare Visualisierung 
verlangt werden.

3	 Baugesuchen für Bauvorhaben in Gefahrenzo-
nen und gelben Gefahrengebieten ist ein Vor-
prüfungsentscheid der Gebäudeversicherung des 
Kantons Graubünden beizulegen. Beim gelben 
Gefahrengebiet handelt es sich um einen Hin-
weisbereich.

4	 Bei Änderung bestehender Bauten und Anlagen 
sowie bewilligter Pläne muss aus den Plänen der 
Zustand der betreffenden Bauteile vor und nach 
der Änderung ersichtlich sein (bestehend: grau/
schwarz; neu: rot; Abbruch: gelb).

Art. 43	 KRVO Baugespann

1	 Bei Bauvorhaben, die nach aussen in Erscheinung 
treten, ist gleichzeitig mit der Einreichung des 
Baugesuchs ein Baugespann aufzustellen. Dieses 
muss die Lage, Höhe und Gestalt der Baute klar 
erkennen lassen. Aufschüttungen und Böschun-
gen von mehr als 0.8 m Höhe sind ebenfalls zu 
profilieren.

2	 Die Höhenlage des Erdgeschosses ist an den Pro-
filen zu markieren. Die Grenzsteine sind freizu-
legen.

3	 Das Baugespann darf vor der rechtskräftigen Erle-
digung des Baugesuchs nur mit Bewilligung der 
kommunalen Baubehörde entfernt werden. Es 
ist in jedem Falle während der Dauer der öffent-
lichen Auflage stehen zu lassen. Nach Eintritt der 
Rechtskraft des Bauentscheides ist das Bauge-
spann umgehend zu entfernen. 
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Vereinfachte Eingabe, Meldeverfahren

Art. 50	 KRVO Anwendungsfälle

1	 Das vereinfachte Baubewilligungsverfahren findet 
auf untergeordnete Bauvorhaben Anwendung, 
bei welchen mit keinen Einsprachen zu rechnen 
ist, wie insbesondere:

1.	 geringfügige Projektänderungen bereits bewil-
ligter Bauvorhaben;

2.	 bauliche Massnahmen, die nach aussen nicht in 
Erscheinung treten, zonenkonform sind und zu 
keinen Veränderungen bezüglich Verkehrsbe-
lastung oder Ausnützung führen.

2	 Das vereinfachte Baubewilligungsverfahren fin-
det überdies auf Bauvorhaben Anwendung, die 
gemäss Artikel 40 von der Baubewilligungspflicht 
ausgenommen, jedoch gemäss kommunalem 
Baugesetz dem vereinfachten Baubewilligungs-
verfahren unterstellt sind.

Art. 51	 KRVO Verfahren

1	 Gesuche und Gesuchsunterlagen können in ver-
einfachter Ausführung eingereicht werden. Auf 
das Baugespann und die öffentliche Auflage samt 
Publikation wird verzichtet.

Art. 86	 KRG Baubewilligung

3	 Die Gemeinden können im Baugesetz nicht bau-
bewilligungspflichtige Bauvorhaben dem verein-
fachten Baubewilligungsverfahren unterstellen. 

Gegenstand der Baueingabe

Art. 88	 MBauG Baugesuch

1	 Das Baugesuch ist auf amtlichem Formular in 
zwei, bei BAB-Gesuchen in vier Ausfertigungen 
einzureichen. In besonderen Fällen kann die Bau-
behörde die Einreichung weiterer Ausfertigungen 
verlangen.

2	 Dem Baugesuch sind, soweit erforderlich, bei-
zulegen:

1.	 Grundbuchauszug und Situationsplan im Mass-
stab 1:500 oder 1:1000 (Katasterkopie) enthal-
tend: Grenzverlauf, Parzellennummern, Grund-
stücksflächen, überbaute Fläche, projizierte 
Fassadenlinie (3.3), Lage der Nachbargebäude, 
Zufahrten, Abstellplätze, Baulinien, Grenz- und 
Gebäudeabstände, versicherte Höhenbezugs-
punkte;

2.	 bei Erweiterungen und Umbauten sowie bei 
Aussenrenovationen: Fotodokumentation über 
das bestehende Gebäude;

3.	 Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, 
Kanalisation, elektrischen Strom und Telefon;

4.	 Grundrisse aller Geschosse im Massstab 
1:100 mit vollständigen Angaben über Aus-
senmasse und Mauerstärken der Aussen- und 
Wohnungstrennwände, alle relevanten Masse 
gemäss IVHB; projizierte Fassadenlinie (3.3) im 
Grundriss des 1. Vollgeschosses (6.1); Zweck-
bestimmung der Räume;

5.	 Fassadenfluchten (Ansichten) (3.1) und Schnitte 
1:100 mit vollständigen Angaben zu massgeb-
lichen Höhenmassen gemäss IVHB, mit Verlauf 
des massgebenden und neuen Terrains in der 
Flucht der projizierten Fassadenlinie bis zur 
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Grenze, sowie Strassenhöhen; Angabe der 
massgeblichen Längen-, Flächen- und Höhen-
masse von Abgrabungen, zum Herausragen 
von Unterniveaubauten sowie von Dachauf-
bauten. (Weicht das massgebende Terrain aus-
nahmsweise vom natürlichen, resp. bestehen-
den Verlauf ab, bedingt dies die vorgängige 
Zustimmung der Baubehörde);

6.	 detaillierte Berechnung der anzuwenden-
den Nutzungsziffer (8) mit Darstellung der 
Geschossflächenkomponenten nach SIA 416 
und den für die jeweilige Nutzungsziffer mass-
geblichen Elementen gemäss Figur (8.2), (8.3) 
oder (8.4) und der Abstellplätze;

7.	 Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Dar-
stellung von Terrainveränderungen, Stützmau-
ern, Einfriedungen, Baugrubensicherungen, 
Parkplätzen, Bepflanzungen usw.;

8.	 Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestim-
mung, Bauausführung, Material, Farbgebung 
usw.;

9.	 Angabe der approximativen Baukosten; kubi-
sche Berechnung nach SIA-Norm 416; 

10.	Unterlagen für den baulichen Zivilschutz 
gemäss eidgenössischen und kantonalen Vor-
schriften; 

11.	Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewil-
ligungspflicht unterstellten Anlagen; 

12.	Bei Bauten und Anlagen im Bereich von Kan-
tonsstrassen die erforderlichen Gesuche 
gemäss kantonalen Vorschriften (samt Vorprü-
fungsbericht des kantonalen Tiefbauamtes); 

13.	Energienachweis sowie Ergebnis desselben 
auf offiziellem Formular. Für geschützte und 
wertvolle Gebäude gelten bezüglich Energie-
nachweis besondere Bestimmungen; 

14.	Nachweis betreffend Schallschutz gemäss eid-
genössischen Vorschriften; 

15.	Lärmdeklaration für Luft / Luftwärmepum-
pen oder Luft / Wasserwärmepumpen oder 
Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen nach 
Vorgaben der Kantonalen Lärmschutzfachleute 
(Cercle Bruit); 

16.	Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversiche-
rung bei Gebäuden und gebäudeähnlichen 
Bauten in der Gefahrenzone; 

17.	bei Wasser- und Abwasseranschlüssen Anga-
ben über Wasserbedarf, Rohrdurchmesser, 
Rohrmaterial und Gefälle der Anschlusslei-
tungen;

18.	Detailpläne der Abwasserreinigungsanlagen 
(Einzelkläranlagen) bzw. der erforderlichen 
Vorbehandlungsanlagen für Abwasser sowie 
Angaben zur Dimensionierung der Anlagen; 

19.	bei Bauvorhaben, einschliesslich temporäre 
Anlagen wie Baustelleninstallationen, die Luft-
verunreinigungen verursachen, Emissionser-
klärung gemäss eidgenössischen Vorschriften;

20.	bei Bauvorhaben der landwirtschaftlichen 
Nutztierhaltung: Berechnung des Mindestab-
standes gemäss FAT-Bericht und Nachweis, 
dass der Mindestabstand gegenüber benach-
barten Gebäuden und bewohnten Zonen ein-
gehalten ist; 

21.	bei Bauvorhaben, einschliesslich temporäre 
Anlagen wie Baustelleninstallationen, mit 
erheblichen Emissionen von Luftverunreini-
gungen, Immissionsprognose gemäss eidge-
nössischen Vorschriften (auf Verlangen der 
Baubehörde); 
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22.	bei Bauvorhaben, die nichtionisierende Strah-
lung verursachen, Standortdatenblatt und 
Angaben gemäss eidgenössischen Vorschrif-
ten; 

23.	bei Bauvorhaben, einschliesslich temporäre 
Anlagen wie Baustelleninstallationen, mit 
eigenen Lärmquellen Unterlagen gemäss eid-
genössischen Vorschriften (Lärmprognose auf 
Verlangen der Baubehörde); 

24.	bei Bauvorhaben in lärmbelasteten Gebieten 
Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschrif-
ten; 

25.	Unterlagen für die Bewilligung von Grabungen 
und Sondierungen, für Grundwasserabsen-
kung und Grundwasserentnahmen sowie von 
Wärmepumpen für die Benutzung von Wasser- 
oder Bodenwärme gemäss den Weisungen der 
kantonalen Fachstelle für Gewässerschutz; 

26.	Angaben über Art, Qualität und Menge der 
bei Ausführung des Bauvorhabens anfallenden 
Abfälle und Angaben über deren Entsorgung 
auf besonderem Formular (Entsorgungserklä-
rung für Bauabfälle der Fachstelle für Natur 
und Umwelt);

27.	bei Abfallanlagen (z.B. Deponien, Anlagen zum 
Sammeln und Aufbereiten von Abfällen aller 
Art, Abfallzwischenlager, Kompostieranlagen 
ab einer Kapazität von 100 Tonnen pro Jahr, 
KVA) Angaben und Unterlagen gemäss eidge-
nössischen Vorschriften;

28.	Bestätigung, dass die erforderlichen Mass-
nahmen zum Schutz gegen Radon getroffen 
werden auf besonderem Formular; 

29.	Angaben und Vereinbarungen über allfällige 
Näher- und Grenzbaurechte und dergleichen 
sowie über allfällige dauernde oder vorüberge-
hende Beanspruchungen fremder öffentlicher 
oder 

30.	allfällige Angaben zu NHG-Schutzobjekten.

Die Baubehörde kann auf einzelne Planunterlagen 
verzichten oder weitere anfordern, sofern dies für 
die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist. 
Bei besonderen Bauvorhaben kann sie ein Modell 
verlangen. 

3	 Bei Bauvorhaben, die dem vereinfachten Baube-
willigungsverfahren unterliegen, ist das Bauge-
such in vereinfachter Ausführung und lediglich 
mit den für das Verständnis des Vorhabens not-
wendigen Unterlagen einzureichen. Gesuche für 
koordinationspflichtige Zusatzbewilligungen rich-
ten sich nach den spezialrechtlichen Vorgaben.

4	 Die Baugesuchsunterlagen sind von der Grundei-
gentümerin bzw. vom Grundeigentümer, von der 
Bauherrschaft und von den Projektverfassenden 
zu unterzeichnen. In besonderen Fällen ersetzt 
ein Nachweis der Verfügungsberechtigung die 
Unterschrift von Grundeigentümerin bzw. Grund-
eigentümer. 

5	 Bei Änderung bestehender Bauten und Anlagen 
sowie bewilligter Pläne muss aus den Plänen der 
Zustand der betreffenden Bauteile vor und nach 
der Änderung ersichtlich sein (bestehend: grau/
schwarz; neu: rot; Abbruch: gelb). 

6	 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Baube-
hörde unaufgefordert eine Dokumentation des 
ausgeführten Werks abzugeben (Ausführungs-
pläne). Bei Bauvorhaben mit BAB- Bewilligung 
sind der Baubehörde zwei Ausfertigungen abzu-
liefern.
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Prüfung der Vollständigkeit und der 
Annehmbarkeit

Art. 44	 KRVO Vorläufige Prüfung

1	 Die kommunale Baubehörde prüft eingehende 
Baugesuche und BAB-Gesuche umgehend auf 
Vollständigkeit und unterzieht sie einer materiel-
len Vorprüfung. Gleichzeitig wird geprüft, ob das 
Baugespann richtig gestellt ist.

2	 Bei unvollständigen Gesuchen sowie Gesuchen 
mit offenkundigen materiellen Mängeln setzt die 
kommunale Baubehörde beziehungsweise die 
Fachstelle den Gesuchstellenden innert 20 Tagen 
seit Eingang eine angemessene Frist zur Vervoll-
ständigung oder Verbesserung des Baugesuchs.

3	 Wird das Gesuch innert der angesetzten Frist 
nicht vervollständigt oder verbessert, gilt es als 
zurückgezogen.

Koordination

Art. 88	 KRG Koordination bei  
	 Zusatzbewilligungen

1	 Erfordern Bauvorhaben neben der Baubewilli-
gung und einer allfälligen BAB-Bewilligung zusätz-
liche Bewilligungen, Ausnahmebewilligungen, 
Genehmigungen oder Zustimmungen weiterer 
Behörden (Zusatzbewilligungen) und besteht 
zwischen den Bewilligungen ein derart enger 
Sachzusammenhang, dass sie nicht getrennt und 
unabhängig voneinander erteilt werden können, 
sondern inhaltlich abgestimmt werden müssen, 
werden Verfahren und Entscheide im Baubewil-
ligungsverfahren und im BAB-Verfahren koor-
diniert.

2	 Bei Bauvorhaben innerhalb der Bauzonen ist die 
Koordination Sache der kommunalen Baube-
hörde. Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo-
nen entscheidet die BAB-Behörde über kantonale 
Zusatzbewilligungen selbst, wenn ein Gesamtent-
scheid zur Verbesserung der Koordination bei-
trägt, der Verfahrensbeschleunigung dient oder 
unter den Parteien vereinbart wurde.

Art. 52	 KRVO Gesuche für koordinationsbedürf-	
	 tige Zusatzbewilligungen,  
	 1. Vorbereitung

1	 Das Departement führt im Einvernehmen mit den 
betroffenen Departementen eine Liste mit den zu 
koordinierenden Zusatzbewilligungen.

2	 In der Liste der koordinationsbedürftigen Zusatz-
bewilligungen werden jene Zusatzbewilligungen 
bezeichnet, bei denen die Gesuche in der Regel 
vor der Einreichung mit den betroffenen Fach-
behörden vorabzuklären und zu bereinigen sind.

Art. 53	 KRVO 2. Einreichung, vorläufige Prüfung

1	 Gesuche für koordinationsbedürftige Zusatzbe-
willigungen sind zusammen mit dem Baugesuch, 
einem allfälligen BAB-Gesuch sowie allen für die 
Beurteilung notwendigen Unterlagen bei der 
Gemeinde einzureichen. Soweit Gesuchsformu-
lare bestehen, sind diese zu verwenden.

2	 Die kommunale Baubehörde prüft eingehende 
Gesuche für Zusatzbewilligungen umgehend auf 
Vollständigkeit. Sie klärt insbesondere ab, ob für 
alle erforderlichen Zusatzbewilligungen Gesu-
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che mit den nötigen Formularen und Unterlagen 
vorliegen und die notwendigen Vorabklärungen 
erfolgt sind.

3	 Reichen Baugesuchstellende Gesuche für Zusatz-
bewilligungen direkt bei den für die Zusatzbewil-
ligung zuständigen Behörden ein, leiten diese das 
Gesuch an die für die Koordination zuständige 
Behörde weiter, sofern das Gesuch ein baube-
willigungspflichtiges Vorhaben betrifft und noch 
keine Baubewilligung vorliegt.

Art. 54	 KRVO 3. Öffentliche Auflage, Einsprache

1	 Gesuche für koordinationsbedürftige Zusatzbe-
willigungen sind zusammen mit dem Baugesuch 
und einem allfälligen BAB-Gesuch öffentlich auf-
zulegen und auszuschreiben. In der Publikation 
sind die Gesuche für Zusatzbewilligungen einzeln 
aufzuführen.

2	 Einsprachen gegen Gesuche für Zusatzbewil-
ligungen sind während der für das Baugesuch 
und BAB-Gesuch geltenden Auflagefrist bei der 
Gemeinde einzureichen.

3	 Im Übrigen gelten die Vorschriften über das Bau-
bewilligungsverfahren.
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Art. 89	 KRG Bewilligungsvoraussetzungen

1	 Bauvorhaben und Zweckänderungen werden 
bewilligt, wenn alle Vorschriften des kommu-
nalen, kantonalen und eidgenössischen Rechts 
eingehalten sind.

2	 Baugesuche werden nach dem Recht beurteilt, 
das zur Zeit des Entscheids gilt.

3	 Ist die Bauherrschaft nicht Eigentümerin des 
Baugrundstücks, ist das Baugesuch durch den 
Eigentümer oder die Eigentümerin mit zu unter-
zeichnen. Ist sie nicht Eigentümerin des für die 
Erschliessung benötigten Bodens, wird die Bau-
bewilligung nur erteilt, wenn die erforderlichen 
Rechte für die Erschliessung des Bauvorhabens 
im Baugesuch nachgewiesen werden.

Art. 46  KRVO Bauentscheid

1	 Nach Abschluss des Auflageverfahrens sowie 
Einholung notwendiger Stellungnahmen anderer 
betroffener Behörden entscheidet die kommu-
nale Baubehörde über das Baugesuch und allfäl-
lige Einsprachen und erlässt den Bauentscheid.

2	 Bauentscheide sind den Baugesuchstellenden 
und allfälligen Einsprechenden gleichzeitig zu 
eröffnen. Sie sind zu begründen, wenn Einspra-
chen oder Baugesuche abgewiesen werden.

Art. 90	 KRG Nebenbestimmungen

1	 Können inhaltliche oder formale Mängel des 
Bauvorhabens ohne besondere Schwierigkeiten 
behoben werden oder drängen sich Anordnungen 
zur Schaffung oder Erhaltung des rechtmässigen 
Zustands auf, sind mit der Bewilligung die gebo-
tenen Nebenbestimmungen (Auflagen, Bedingun-
gen, Befristungen) zu verknüpfen.

2	 Nebenbestimmungen mit längerer zeitlicher Wir-
kung oder von erheblicher Bedeutung sind vor 
Baubeginn auf Kosten der Baugesuchstellenden 
im Grundbuch anzumerken. Das Grundbuchamt 
bescheinigt der anmeldenden Behörde den Voll-
zug der Anmerkung.

3	 Für die richtige Erfüllung von Nebenbestimmun-
gen in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Bauausführung kann Sicherstellung verlangt wer-
den. Sie ist in der Regel vor Baubeginn zu leisten.

Entscheidkoordination innerhalb der 
Bauzone

Art. 55	 KRVO Bauvorhaben innerhalb der  
	 Bauzonen

1	 Bei Bauvorhaben innerhalb der Bauzonen stellt 
die kommunale Baubehörde, sofern sie die Vor-
aussetzungen für eine Baubewilligung als erfüllt 
betrachtet, Gesuche für Zusatzbewilligungen 
nach Abschluss des Auflageverfahrens umgehend 
mit allen erforderlichen Unterlagen und allfälligen 
Einsprachen direkt den für die Zusatzbewilligung 
zuständigen Behörden zu.

2	 Die für die Zusatzbewilligung zuständigen 
Behörden übermitteln ihren Entscheid sowie 
einen allfälligen Einspracheentscheid direkt der 
Gemeinde. Die kommunale Baubehörde eröffnet 
Entscheide über Zusatzbewilligungen nach Über-
prüfung der inhaltlichen Abstimmung gleichzeitig 
mit dem Bauentscheid.

3	 Von der gleichzeitigen Eröffnung kann im Einver-
nehmen der Parteien abgesehen werden, wenn 
alle Bewilligungen wenigstens in Aussicht gestellt 
und mit einem Vorbehalt zugunsten der jeweils 
anderen Bewilligungen versehen sind.
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4	 Wird eine Zusatzbewilligung verweigert, weist die 
kommunale Baubehörde auch das Baugesuch ab, 
sofern dieses nicht teilweise oder mit Nebenbe-
stimmungen bewilligt werden kann.
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Art. 87	 KRG BAB-Bewilligung, BAB-Behörde

3	 Die kommunale Baubehörde überweist Gesu-
che für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 
(BAB-Gesuch), bei denen sie die Voraussetzungen 
für eine Baubewilligung und eine BAB-Bewilligung 
als erfüllt betrachtet, mit begründetem Antrag 
auf Erteilung der BAB-Bewilligung der Fachstelle. 
Andernfalls weist sie das Gesuch von sich aus ab.

6	 Bauten und Anlagen, die von der Regierung durch 
Verordnung von der Baubewilligungspflicht aus-
genommen werden, erfordern keine BAB-Bewil-
ligung, auch wenn die Gemeinden sie dem ver-
einfachten Baubewilligungsverfahren unterstellt 
haben.

Art. 47	 KRVO BAB-Entscheid 1. Weiterleitung

1	 Nach Abschluss des Auflageverfahrens leitet die 
kommunale Baubehörde BAB-Gesuche, sofern 
sie die Voraussetzungen für eine Bewilligung als 
erfüllt betrachtet, umgehend in mindestens drei 
Exemplaren mit allen Unterlagen und begründe-
tem Antrag an die Fachstelle weiter. Gleichzeitig 
übermittelt sie der Fachstelle allfällige Einspra-
chen zusammen mit ihrer Stellungnahme.

2	 BAB-Gesuche können bereits während der Auf-
lage an die Fachstelle weitergeleitet werden. 
Diesfalls orientiert die zuständige kommunale 
Baubehörde die Fachstelle umgehend über all-
fällige Einsprachen.

Art. 48	 KRVO 2. Anhörung, Bereinigung, 	
	 Schiedsstelle

1	 Nach Eingang des Gesuchs holt die Fachstelle bei 
den betroffenen Stellen unter Ansetzung einer 
Erledigungsfrist die notwendigen Stellungnah-
men ein.

2	 Ist die Fachstelle mit den Stellungnahmen nicht 
einverstanden oder bestehen zwischen den Stel-
lungnahmen Widersprüche, führt die Fachstelle 
mit den betroffenen Stellen ein Bereinigungsge-
spräch.

3	 Misslingt die Bereinigung, unterbreitet die Fach-
stelle den Konflikt der Schiedsstelle, welche 
die Fachstelle anweist, wie zu entscheiden ist. 
Schiedsstelle ist das Departement.
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BAB-Entscheid

 
Art. 49	 KRVO 3. Entscheid, Eröffnung

1	 Nach Vorliegen aller Unterlagen entscheidet die 
Fachstelle über das BAB-Gesuch und allfällige 
Einsprachen und erteilt, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind, die BAB-Bewilli-
gung. Andernfalls weist sie das BAB-Gesuch ab.

3	 BAB-Bewilligungen und allfällige Einspracheent-
scheide werden Gesuchstellenden und Einspre-
chenden von der kommunalen Baubehörde nach 
Eingang so rasch als möglich, spätestens innert 
zwei Wochen, zusammen mit der Baubewilligung 
eröffnet.

Art. 87	 KRG BAB-Bewilligung, BAB-Behörde

3	 Die kommunale Baubehörde überweist Gesu-
che für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 
(BAB-Gesuch), bei denen sie die Voraussetzungen 
für eine Baubewilligung und eine BAB-Bewilligung 
als erfüllt betrachtet, mit begründetem Antrag 
auf Erteilung der BAB-Bewilligung der Fachstelle. 
Andernfalls weist sie das Gesuch von sich aus ab.

4	 Erteilt die BAB-Behörde die BAB-Bewilligung, wird 
sie von der kommunalen Baubehörde zusammen 
mit der Baubewilligung eröffnet. In diesem Fall ist 
die Baubewilligung ohne Rücksicht auf allfällige 
kommunale Rechtsmittel direkt beim Verwal-
tungsgericht anfechtbar.

5	 Verweigert die BAB-Behörde die BAB-Bewilli-
gung, eröffnet sie den ablehnenden BAB-Ent-
scheid direkt den Gesuchstellenden, wodurch das 
Baugesuch als abgewiesen gilt. Für die Verfah-
renskosten der Gemeinde erlässt die kommunale 
Baubehörde einen separaten Kostenentscheid.

Entscheidkoordination ausserhalb der 
Bauzone

Art. 56	 KRVO 1. Überweisung, Einholung der 	
	 Zusatzbewilligung

1	 Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen leitet 
die kommunale Baubehörde, sofern sie die Vor-
aussetzungen für die Erteilung der Baubewilligung 
als erfüllt betrachtet, Gesuche für Zusatzbewil-
ligungen zusammen mit dem BAB-Gesuch mit 
allen Unterlagen und begründetem Antrag an die 
Fachstelle weiter. Gleichzeitig übermittelt sie der 
Fachstelle allfällige Einsprachen zusammen mit 
ihrer Stellungnahme.

2	 Die Fachstelle holt, sofern sie die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der BAB-Bewilligung als 
erfüllt betrachtet, bei der zuständigen Behörde 
unter Ansetzung einer Erledigungsfrist den Ent-
scheid über die Zusatzbewilligung und Einspra-
chen ein.

3	 Zusatzbewilligungen nach der Feuerpolizei- und 
Zivilschutzgesetzgebung sowie Bewilligungen für 
Anlagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten 
nach der Gewässerschutzgesetzgebung holt die 
Gemeinde auch bei Bauvorhaben ausserhalb 
der Bauzonen direkt bei den dafür zuständigen 
Behörden ein.

Art. 57	 KRVO 2. Bereinigung, Schiedsstelle

1	 Erachtet die für eine Zusatzbewilligung zuständige 
kantonale Fachbehörde die Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Zusatzbewilligung zu einem 
Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone für nicht 
gegeben, teilt sie dies der Fachstelle in einer vor-
läufigen Stellungnahme mit.
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2	 Hält die Fachstelle die Voraussetzungen für die 
Erteilung der BAB-Bewilligung für erfüllt, führt 
sie mit der betreffenden Behörde ein Bereini-
gungsgespräch.

3	 Einigen sich die beteiligten Behörden auf Erteilung 
der Zusatzbewilligung, wird diese den Parteien 
gemäss den nachfolgenden Artikeln eröffnet. Eini-
gen sie sich auf eine Verweigerung der Zusatzbe-
willigung, weist die Fachstelle das BAB-Gesuch ab 
und eröffnet den Entscheid zusammen mit dem 
ablehnenden Entscheid über die Zusatzbewilli-
gung den Parteien.

4	 Kommt keine Einigung zustande, unterbreitet 
die Fachstelle den Konflikt der Schiedsstelle. 
Schiedsstelle ist bei Konflikten mit Amtsstellen, 
die dem gleichen Departement unterstehen wie 
die Fachstelle, das Departement, ansonsten die 
Regierung.

Art. 58	 KRVO 3. Koordinierte Eröffnung der 	
	 Entscheide

1	 Liegen alle Zusatzbewilligungen vor, übermittelt 
die Fachstelle diese zusammen mit der BAB-Be-
willigung der kommunalen Baubehörde, welche 
die Entscheide den Gesuchstellenden zusammen 
mit dem Bauentscheid eröffnet.

2	 Von der gleichzeitigen Eröffnung kann im Einver-
nehmen der Parteien abgesehen werden, wenn 
alle Bewilligungen wenigstens in Aussicht gestellt 
und mit einem Vorbehalt zugunsten der jeweils 
anderen Bewilligungen versehen sind.

Art. 59	 KRVO 4. Gesamtentscheid

1	 Die Fachstelle erlässt einen Gesamtentscheid, 
wenn:

1.	 sie und die beteiligten Fachbehörden sich im 
konkreten Fall darauf geeinigt haben;

2.	 sie und die Fachbehörden dies generell für 
eine bestimmte Art von Zusatzbewilligungen 
vereinbart haben, oder

3.	 Stellungnahmen von beschwerdeberechtig-
ten Umweltorganisationen oder Einsprachen 
vorliegen.

2	 Die Fachstelle teilt den Gesamtentscheid der 
kommunalen Baubehörde mit, die ihn den Par-
teien zusammen mit dem Bauentscheid eröffnet.



186.	 Fristen

Grundsatz

 
Art. 5	 KRG Verfahren, Erledigungsfristen

2	 Die zuständigen Behörden erledigen Gesuche 
in den in diesem Gesetz oder in der Verordnung 
festgelegten Ordnungsfristen, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. Die Fristen beginnen, 
sobald die Gesuche formell richtig und vollständig 
vorliegen, sofern nichts anderes bestimmt ist.

3	 Kann eine Frist ausnahmsweise nicht eingehalten 
werden, teilt die zuständige Behörde die Verzö-
gerung den Betroffenen vor Ablauf der Frist mit 
kurzer Begründung und unter Bekanntgabe einer 
neuen Erledigungsfrist mit.

Prüfung der Vollständigkeit und der 
Annehmbarkeit innert 20 Tagen

Art. 44	 KRVO Vorläufige Prüfung

2	 Bei unvollständigen Gesuchen sowie Gesuchen 
mit offenkundigen materiellen Mängeln setzt die 
kommunale Baubehörde beziehungsweise die 
Fachstelle den Gesuchstellenden innert 20 Tagen 
seit Eingang eine angemessene Frist zur Vervoll-
ständigung oder Verbesserung des Baugesuchs.

Bauentscheid innerhalb der Bauzone 
innert 1.5 bzw. 5 Monaten

Art. 46	 KRVO Bauentscheid

3	 Bauentscheide sind innert eineinhalb Monaten 
seit Ablauf der öffentlichen Auflage zu eröffnen. 
Bei Bauvorhaben mit Einsprachen beträgt die 
Erledigungsfrist maximal drei und bei Bauvorha-
ben mit UVP maximal fünf Monate.

BAB-Entscheid innert 1 bzw. 5 
Monaten

Art. 49	 KRVO 3. Entscheid, Eröffnung

2	 Über BAB-Gesuche entscheidet die Fachstelle 
innert einem Monat seit Eingang der vollständi-
gen Baugesuchsakten. Bei Bauvorhaben, die eine 
verwaltungsinterne Vernehmlassung oder eine 
Zusatzbewilligung erfordern, beträgt die Erledi-
gungsfrist maximal drei Monate. Bei Bauvorhaben 
mit Einsprachen, UVP oder besonders grossem 
Koordinationsbedarf beträgt die Erledigungsfrist 
maximal fünf Monate.
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Bauentscheid im Meldeverfahren 
innerhalb der Bauzone

Art. 51	 KRVO 2. Verfahren

2	 Gesuchstellende erhalten innert Monatsfrist seit 
Einreichung des Gesuchs einen Entscheid der 
kommunalen Baubehörde. (..)

3	 Bauvorhaben, die lediglich einer kommunalen 
Baubewilligung bedürfen, gelten als bewilligt, 
sofern innert Monatsfrist seit Einreichung des 
Gesuchs kein anders lautender Entscheid ergeht.

BAB-Entscheid im Meldeverfahren

Art. 51	 KRVO 2. Verfahren

2	 (..) Bei Bauvorhaben, die neben der Baubewilli-
gung eine BAB-Bewilligung erfordern, sind der 
Entscheid der kommunalen Baubehörde und 
der BAB-Entscheid innert eineinhalb Monaten 
zu eröffnen. Der BAB-Entscheid ist innert zwei 
Wochen seit Eingang des Gesuchs bei der Fach-
stelle zu fällen.

Gültigkeitsdauer der Bau- und  
BAB-Bewilligung

Art. 91	 KRG Baubeginn, Erlöschen der  
	 Baubewilligung, Bauvollendung

1	 Bauvorhaben dürfen begonnen werden, sobald 
die Baubewilligung schriftlich vorliegt. Vorbe-
halten bleiben anderslautende Anordnungen in 
einem Rechtsmittelverfahren.

2	 Baubewilligungen und BAB-Bewilligungen erlö-
schen, wenn mit den Bauarbeiten nicht innert 
zwei Jahren seit Rechtskraft der Baubewilligung 
beziehungsweise BAB-Bewilligung begonnen wor-
den ist oder, wenn Bauvorhaben nicht innert drei 
Jahren nach Baubeginn vollendet worden sind. 
Die für die Bewilligung zuständige Behörde kann 
diese Fristen auf begründetes Gesuch hin ange-
messen verlängern und gibt eine Verlängerung 
auch allfälligen Einsprechenden bekannt.



207.	 Verfahrenskosten

Grundsatz und Grundlage für die 
Gebührenverordnung

Art. 96	 KRG Verfahrenskosten

1	 Die Gemeinden erheben für ihren Aufwand im 
Baubewilligungsverfahren und in weiteren bau-
polizeilichen Verfahren Gebühren. Auslagen für 
Leistungen Dritter wie Fachgutachten, Beratun-
gen sowie Grundbuchkosten sind der Gemeinde 
zusätzlich zu vergüten.

2	 Kostenpflichtig ist, wer den Aufwand durch Gesu-
che aller Art oder durch sein Verhalten verursacht 
hat. Die sich aus der Behandlung von Einsprachen 
ergebenden Kosten sind den Einsprechenden zu 
überbinden, wenn die Einsprache offensichtlich 
unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist. 
Diesfalls können die Einsprechenden ausserdem 
zur Leistung einer angemessenen ausseramtli-
chen Entschädigung an die Gesuchstellenden 
verpflichtet werden.

3	 Die Gemeinden regeln die Bemessung und Erhe-
bung der Gebühren in einer Gebührenverord-
nung.

4	 Die BAB-Behörde erhebt für BAB-Entscheide 
sowie für Buss- und Wiederherstellungsverfü-
gungen bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo-
nen von den Gesuchstellenden beziehungsweise 
Parteien Gebühren, welche aus einer Staatsge-
bühr bis 3000 Franken, einer Kanzleigebühr und 
dem Ersatz allfälliger Barauslagen bestehen. Bei 
ausserordentlichen Umständen kann die Staats-
gebühr angemessen erhöht werden.

5	 Vorbehalten bleiben Gebühren für Zusatzbewil-
ligungen und Umweltverträglichkeitsprüfungen 
nach Massgabe der jeweiligen Spezialgesetzge-
bung.

BAB-Kosten

 
Art. 49	 KRVO 3. Entscheid, Eröffnung

4	 Die Kosten des BAB-Verfahrens werden in der 
BAB-Bewilligung in Rechnung gestellt.



21 8.	 Rechtsmittel

Auflageverfahren und Einsprache

Art. 92	 KRG Baubewilligungsverfahren

2	 Die Gemeinden führen das Auflageverfahren 
durch. Während der öffentlichen Auflage kann 
bei der Gemeinde schriftlich und begründet Ein-
sprache erhoben werden. Für die Einsprachelegi-
timation gelten sinngemäss die Voraussetzungen 
für die Planungsbeschwerde an die Regierung.

Art. 101	 KRG Planungsbeschwerde  
1. Allgemeines

2	 Zur Beschwerde berechtigt sind Personen, die ein 
schutzwürdiges eigenes Interesse an der Anfech-
tung der Planung haben oder nach Bundesrecht 
zur Beschwerdeführung legitimiert sind.

Art. 45	 KRVO Öffentliche Auflage, Einsprache

1	 Nach Abschluss der vorläufigen Prüfung legt die 
kommunale Baubehörde das Baugesuch bezie-
hungsweise das BAB-Gesuch während 20 Tagen 
in der Gemeinde öffentlich auf. Erfordert das Bau-
vorhaben eine UVP, wird gleichzeitig der UVB 
aufgelegt.

2	 Die Auflage des Baugesuchs wird im amtlichen 
Publikationsorgan der Gemeinde bekannt gege-
ben. Bei BAB-Gesuchen, Gesuchen mit UVP sowie 
Gesuchen mit Zusatzbewilligungen, die im Kan-
tonsamtsblatt zu publizieren sind, ist die öffentli-
che Auflage gleichzeitig auch im Kantonsamtsblatt 
bekannt zu geben.

3	 Die Publikation hat Angaben über die Bauherr-
schaft, den Standort des Bauvorhabens, die 
betroffenen Nutzungszonen und Bundesinventare 

nach der Natur- und Heimatschutzgesetzgebung, 
die Auflagezeit, den Auflageort und die Einspra-
chemöglichkeit zu enthalten.

4	 Einsprachen sind während der Auflagefrist bei der 
Gemeinde einzureichen. Den Gesuchstellenden 
ist Gelegenheit zu geben, zu Einsprachen innert 
20 Tagen schriftlich Stellung zu nehmen.

Einspracheentscheid innerhalb der 
Bauzone

Art. 46	 KRVO Bauentscheid

1	 Nach Abschluss des Auflageverfahrens sowie 
Einholung notwendiger Stellungnahmen anderer 
betroffener Behörden entscheidet die kommu-
nale Baubehörde über das Baugesuch und allfäl-
lige Einsprachen und erlässt den Bauentscheid.

2	 Bauentscheide sind den Baugesuchstellenden 
und allfälligen Einsprechenden gleichzeitig zu 
eröffnen. Sie sind zu begründen, wenn Einspra-
chen oder Baugesuche abgewiesen werden

Einspracheentscheid ausserhalb der 
Bauzone

Art. 49	 KRVO 3. Entscheid, Eröffnung

1	 Nach Vorliegen aller Unterlagen entscheidet die 
Fachstelle über das BAB-Gesuch und allfällige 
Einsprachen und erteilt, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind, die BAB-Bewilli-
gung. Andernfalls weist sie das BAB-Gesuch ab.
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3	 BAB-Bewilligungen und allfällige Einspracheent-
scheide werden Gesuchstellenden und Einspre-
chenden von der kommunalen Baubehörde nach 
Eingang so rasch als möglich, spätestens innert 
zwei Wochen, zusammen mit der Baubewilligung 
eröffnet.

Verwaltungsgerichtsbarkeit von 
Bauentscheiden im Allgemeinen

Art. 49	 Gesetz über die Verwaltungsrechts-	
	 pflege (VRG) Verwaltungsrechtliche 	
	 Beschwerde, Zulässigkeit

1	 Das Verwaltungsgericht beurteilt Beschwerden 
gegen:

a)	 Gemeinden, (..)

3	 Als Entscheide gelten auch Rechtsverweigerung 
und Rechtsverzögerung sowie Realakte, die in 
Rechte und Pflichten von Personen eingreifen.

Art. 50	 VRG Legitimation

Zur Beschwerde ist legitimiert, wer durch den ange-
fochtenen Entscheid berührt ist und ein schutzwür-
diges Interesse an seiner Aufhebung oder Ände-
rung hat oder wer durch besondere Vorschrift dazu 
ermächtigt ist.

Art. 51	 VRG Beschwerdegründe und  
	 Rechtsbegehren

1	 Mit der Beschwerde können geltend gemacht 
werden:

a)	 Rechtsverletzungen einschliesslich Überschrei-
tung oder Missbrauch des Ermessens;

b)	 Unrichtige oder unvollständige Feststellung 
des rechtserheblichen Sachverhalts

2	 Die Parteien können Rechtsbegehren, die sie im 
vorinstanzlichen Verfahren gestellt haben, nicht 
ausdehnen.

3	 Neue Tatsachenbehauptungen und Beweisan-
träge sind zulässig.

Art. 52	 VRG Frist

1	 Die Beschwerde ist schriftlich innert 30 Tagen seit 
Mitteilung des angefochtenen Entscheids beim 
Verwaltungsgericht einzureichen

2	 die Frist zur Anfechtung von verfahrensleiten-
den Anordnung und vorsorglichen Massnahmen 
beträgt zehn Tage.

3	 Für stimmberechtigte Mitglieder einer Körper-
schaft gilt bei Versammlungsbeschlüssen der Tag 
der Beschlussfassung als der Tag der Kenntnis-
nahme.
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Verwaltungsgerichtsbarkeit 
insbesondere von BAB-Entscheiden

Art. 103	 KRG 2.Verfügungen kantonaler  
Behörden

1	 Verfügungen kantonaler Behörden, die sich auf 
dieses Gesetz oder darauf beruhende Erlasse 
stützen (..), unterliegen der Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht.

2	 (..) BAB-Entscheide können auch von den Gemein-
den angefochten werden.

Koordination der Rechtsmittel bei 
Zusatzbewilligungen

Art. 100	 KRG Zusatzbewilligungen

1	 Die in diesem Gesetz und der darauf beruhenden 
Verordnung festgelegten Auflage-, Einsprache- 
und Beschwerdefristen für Nutzungspläne und 
Bauvorhaben gelten auch für gleichzeitig aufzu-
legende Gesuche für Zusatzbewilligungen.

2	 Werden Zusatzbewilligungen zusammen mit Ent-
scheiden, Beschlüssen oder Verfügungen eröff-
net, die der Beschwerde an das Verwaltungs-
gericht unterliegen, gilt das Rechtsmittel der 
Beschwerde auch für eine allfällige Anfechtung 
der Zusatzbewilligung.

Beschwerdenrecht der 
Umweltorganisationen

Art. 104	 KRG Beschwerdenrecht der  
Umweltorganisationen

1	 Die nach Bundesrecht zur Beschwerde berech-
tigten Umweltorganisationen beteiligen sich 
an Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben 
innerhalb der Bauzonen sowie bei Planungen, 
die keiner kantonalen Genehmigung bedürfen, 
durch Erhebung einer Einsprache während des 
Auflageverfahrens.

2	 In Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben 
ausserhalb der Bauzonen sowie bei Planungen, 
die einer kantonalen Genehmigung bedürfen, 
melden Organisationen, sofern sie beschwer-
deberechtigt sind und vom Beschwerderecht 
Gebrauch machen wollen, die Beteiligung 
am Verfahren während der Einsprache- oder 
Beschwerdeauflage bei der Fachstelle an. Diese 
gewährt der Organisation Akteneinsicht und gibt 
ihr Gelegenheit, innert einer von ihr festgelegten 
Frist zum Bauvorhaben oder zur Planung Stellung 
zu nehmen. Geht eine Stellungnahme ein, wird 
der Entscheid auch der am Verfahren beteiligten 
Organisation mitgeteilt. Erfolgt im Auflageverfah-
ren keine Anmeldung oder wird im nachfolgenden 
Verfahren auf eine Stellungnahme verzichtet, gilt 
das Beschwerderecht als verwirkt.
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Mediation

 
Art. 6	 KRG Mediation 

1	 Die Einsprache- und Rechtsmittelbehörden 
können hängige Verfahren jederzeit zugunsten 
einer Mediation sistieren, wenn die Parteien dies 
gemeinsam beantragen. Einzelheiten regelt die 
Regierung durch Verordnung.

2	 Zugeständnisse einer Partei im Rahmen einer 
Mediation dürfen nicht in den Prozess einge-
bracht werden und bilden keinen Beweis. Wer 
als Mediatorin oder Mediator tätig war, ist im 
Prozess von Mediationsparteien als Rechtsvertre-
ter, Zeuge oder Auskunftsperson ausgeschlossen.

Art. 2	 KRVO Verfahren

1	 Wird ein hängiges Verfahren zugunsten einer 
Mediation sistiert, setzt die Einsprache- oder 
Rechtsmittelbehörde den Parteien Frist an, sich 
auf eine Mediatorin oder einen Mediator zu eini-
gen. Kommt keine Einigung zustande, verweist die 
Behörde die Parteien an eine geeignete Person.

2	 Das Verfahren wird auf Antrag der Mediatorin 
oder des Mediators wieder aufgenommen. Eine 
Partei kann die Wiederaufnahme erst verlangen, 
nachdem sie sich auf die Mediation in mindestens 
einer Sitzung ernsthaft eingelassen hat.
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Art. 60	 KRVO Kontrolle der Bauausführung, 	
	 Bauabnahme

1	 Die kommunale Baubehörde prüft die Ausfüh-
rung der Bauvorhaben auf ihre Übereinstimmung 
mit der Baubewilligung, der BAB-Bewilligung 
und allfälligen Zusatzbewilligungen, soweit die 
Kontrollen nicht den für die Zusatzbewilligung 
zuständigen Behörden obliegen. Sie kontrolliert 
mindestens das Schnurgerüst und die Höhenfix-
punkte. Anschlüsse an öffentliche Versorgungs- 
und Entsorgungsanlagen werden vor dem Einde-
cken kontrolliert.

2	 Die Bauherrschaft meldet der kommunalen Bau-
behörde unverzüglich die Bauvollendung. Diese 
führt die Bauabnahme durch. Bei Bauvorhaben 
ausserhalb der Bauzonen meldet die kommunale 
Baubehörde der Fachstelle, ob das ausgeführte 
Bauvorhaben der BAB-Bewilligung entspricht. Bei 
Abweichungen übermittelt sie der Fachstelle die 
Ausführungspläne.

3	 Die kommunale Baubehörde kann Private mit den 
Baukontrollen beauftragen.

4	 Wird ein Bauvorhaben ohne Baubewilligung in 
Angriff genommen oder abweichend von bewil-
ligten Plänen oder Auflagen in der Baubewilligung 
ausgeführt, verfügt die kommunale Baubehörde, 
in dringlichen Fällen eines ihrer Mitglieder oder 
der Vorsteher beziehungsweise die Vorstehe-
rin des Bauamtes oder der Gemeindeschreiber 
beziehungsweise die Gemeindeschreiberin, die 
Einstellung der Bauarbeiten. Gleichzeitig fordert 
die verfügende Behörde oder Amtsperson die 
Bauherrschaft zur Einreichung eines nachträgli-
chen Baugesuchs auf.

5	 Baueinstellungsverfügungen sind sofort voll-
streckbar.

9.	 Kontrolle

Art. 61	 KRVO Baurechtswidrige Zustände 

1	 Bestehen Anzeichen für formell oder materiell 
baurechtswidrige Zustände, wird nach einer Vor-
ankündigung eine nachträgliche Baukontrolle 
durchgeführt.

2	 Ergibt die Baukontrolle Anhaltspunkte für eine 
Verletzung von Bauvorschriften, fordert die kom-
munale Baubehörde die Betroffenen auf, ein 
nachträgliches Baugesuch einzureichen.

3	 Stellt die zuständige Behörde bei der Prüfung 
des nachträglichen Baugesuchs beziehungsweise 
BAB-Gesuchs eine Verletzung materieller Bau-
vorschriften fest, eröffnet sie ein Verfahren auf 
Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands 
und ein Bussverfahren.

Art. 91	 KRG Baubeginn, Erlöschen der  
	 Baubewilligung, Bauvollendung

3	 Wird ein Bauvorhaben nicht vollendet, sind unvol-
lendete Bauteile zu entfernen und der ursprüng-
liche Zustand wieder herzustellen.
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Art. 94	 KRG Wiederherstellung des  
	 rechtmässigen Zustands

1	 Materiell vorschriftswidrige Zustände sind auf 
Anordnung der zuständigen Behörde zu beseiti-
gen, gleichgültig, ob für deren Herbeiführung ein 
Bussverfahren durchgeführt wurde.

2	 Zuständig für den Erlass und die Durchsetzung 
von Wiederherstellungsverfügungen ist die 
kommunale Baubehörde. Bei vorschriftswidri-
gen Zuständen ausserhalb der Bauzonen trifft 
die BAB-Behörde die erforderlichen Massnah-
men, sofern die kommunale Baubehörde trotz 
Aufforderung durch den Kanton untätig bleibt. 
Die dem Kanton daraus erwachsenden Kosten 
werden der Gemeinde belastet, soweit sie nicht 
den Pflichtigen überbunden werden können oder 
uneinbringlich sind.

3	 Die Pflicht zur Wiederherstellung des rechtmäs-
sigen Zustands obliegt sowohl den Eigentümerin-
nen oder Eigentümern als auch Personen, die 
den rechtswidrigen Zustand herbeigeführt haben. 
Kommen die Pflichtigen einer rechtskräftigen 
Wiederherstellungsverfügung innert Frist nicht 
nach, lässt die zuständige Behörde nach erfolg-
ter Androhung die verfügten Massnahmen auf 
Kosten der Säumigen durch Dritte vornehmen.

4	 Muss die zuständige Behörde aus Gründen der 
Verhältnismässigkeit oder des Vertrauensschut-
zes von der Anordnung von Wiederherstel-
lungsmassnahmen ganz oder teilweise absehen, 
erlässt sie eine Verfügung, dass der gesetzwidrige 
Zustand geduldet wird (Duldungsverfügung).

Art. 95	 KRG Busse 

1	 Wer dieses Gesetz oder darauf beruhende Erlasse 
und Verfügungen des Kantons oder der Gemein-
den verletzt, wird mit Busse zwischen 200 Fran-
ken und 40 000 Franken bestraft. In besonders 
schweren Fällen, insbesondere bei Gewinnsucht, 
ist die zuständige Behörde an dieses Höchstmass 
nicht gebunden. Widerrechtliche Gewinne wer-
den nach den Bestimmungen des Schweizeri-
schen Strafgesetzbuches eingezogen.

2	 Strafbar ist die vorsätzliche oder fahrlässige 
Widerhandlung, begangen durch die nach Arti-
kel 93 verantwortlichen Personen. Anstelle einer 
juristischen Person, einer Kollektiv- oder Kom-
manditgesellschaft, einer Einzelfirma oder einer 
Personengesamtheit ohne Rechtspersönlichkeit 
sind die natürlichen Personen strafbar, die für sie 
gehandelt haben oder hätten handeln sollen. Für 
Bussen und Kosten haftet die juristische Person, 
die Gesellschaft oder die Personengesamtheit 
solidarisch.

3	 Zuständig für die Bestrafung ist die kommunale 
Baubehörde. In Fällen, wo die Wiederherstellung 
des rechtmässigen Zustands von der BAB-Be-
hörde angeordnet wird, ist diese für die Bestra-
fung zuständig.

4	 Der Strafanspruch verjährt innerhalb von fünf 
Jahren seit Beendigung der strafbaren Handlung. 
Die absolute Verjährung tritt nach zehn Jahren 
ein. Die Strafe einer Widerhandlung verjährt in 
fünf Jahren.
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3.1 Fassadenflucht

Die Fassadenflucht ist die Mantelfläche, gebildet 
aus den lotrechten Geraden durch die äussersten 
Punkte des Baukörpers über dem massgebenden 
Terrain: Vorspringende und unbedeutend rücksprin-
gende Gebäudeteile werden nicht berücksichtigt.

3.3 Projizierte Fassadenlinie

Die projizierte Fassadenlinie ist die Projektion der 
Fassadenlinie auf die Ebene der amtlichen Vermes-
sung Figur 3.3 Projizierte Fassadenlinie

Figur 3.1 und 3.3 Fassadenflucht und Fassadenlinie
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6.1 Vollgeschosse

Vollgeschosse sind alle Geschosse von Gebäuden 
ausser Unter-, Dach- und Attikageschosse. Bei 
zusammengebauten Gebäuden und bei Gebäuden, 
die in der Höhe oder in der Situation gestaffelt sind, 
wird die Vollgeschosszahl für jeden Gebäudeteil 
bzw. für jedes Gebäude separat ermittelt.

Figur 6.1 Geschosse und Geschosszahl

Figur 3.3 Projizierte Fassadenlinie
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8.2 Geschossflächenziffer

Die Geschossflächenziffer (GFZ) ist das Verhältnis 
der Summe aller Geschossflächen (GF) zur anre-
chenbaren Grundstücksfläche.

Die Summe aller Geschossflächen besteht aus fol-
genden Komponenten:

	| Hauptnutzflächen HNF

	| Nebennutzflächen NNF

	| Verkehrsflächen VF

	| Konstruktionsflächen KF

	| Funktionsflächen FF

Nicht angerechnet werden Flächen, deren lichte 
Höhe unter einem vom Gesetzgeber vorgegebenen 
Mindestmass liegt.

Geschossflächenziffer = Summe aller Geschossflä-
chen / anrechenbare Grundstücksfläche 

GFZ = ΣGF/aGSF

Figur 8.2 Geschossflächenziffer
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8.3 Baumassenziffer

Die Baumassenziffer (BMZ) ist das Verhältnis des 
Bauvolumens über dem massgebenden Terrain 
(BVm) zur anrechenbaren Grundstücksfläche. Als 
Bauvolumen über dem massgebenden Terrain gilt 
das Volumen des Baukörpers in seinen Aussenmas-
sen. Die Volumen offener Gebäudeteile, die weni-
ger als zur Hälfte durch Abschlüsse (beispielsweise 
Wände) umgrenzt sind, werden zu einem festgeleg-
ten Anteil angerechnet.

Baumassenziffer = Bauvolumen über massgeben-
dem Terrain / anrechenbare Grundstücksfläche

BMZ = BVm/aGSF

Figur 8.3 Baumassenziffer
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8.4 Überbauungsziffer

Die Überbauungsziffer (ÜZ) ist das Verhältnis der 
anrechenbaren Gebäudefläche (aGbF) zur anre-
chenbaren Grundstücksfläche.

Die Überbauungsziffer ÜZ ist eine Flächenanteilszif-
fer, welche den durch die Gebäude beanspruchten 
Teil eines Grundstücks beschreibt. 

Bei deren Festlegung spielen visuelle und damit 
gestalterische Zielsetzungen mit hinein.

Zur anrechenbaren Gebäudefläche zählen die Flä-
chen von Gebäuden, Kleinbauten, Anbauten sowie 
die Flächen der Teile von Unterniveaubauten, die 
das massgebende Terrain überragen.

(anrechenbare Grundstücksfläche)
Überbauungsziffer = ÜZ = 

aGSF

(anrechenbare Gebäudefläche) aGbf

Als anrechenbare Gebäudefläche gilt die Fläche innerhalb der Projizierten Fassadenlinie. 

Figur 8.4 Anrechenbare Gebäudefläche
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Von Vordächern, die über das zulässige Mass hin-
ausragen, wird die gesamte Fläche zur anrechen-
baren Gebäudefläche gezählt.  

Die anrechenbare Gebäudefläche darf nicht ver-
wechselt werden mit der Gebäudegrundfläche 
gemäss Norm SIA 416, welche jene Fläche des 
Grundstücks umfasst, die „von Gebäuden oder 
Gebäudeteilen durchdrungen wird“. Die Defini-
tion der Gebäudegrundfläche eignet sich wenig 
für die bau- und planungsrechtlichen Regelungen; 
es ist deshalb notwendig, im Unterschied dazu die 
Begriffe der anrechenbaren Gebäudefläche, der 
Fassadenflucht beziehungsweise der projizieren 
Fassadenlinie einzuführen.




